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Vorbemerkung 

1 Dieses Papier erläutert anhand eines Beispiels die unterschiedlichen Ansichten zur Behandlung 

des Falls, in dem eine ursprünglich als equity-settled klassifizierte SBP Transaktion aufgrund 

geänderter Konditionen ihre Klassifizierung während des Erdienungszeitraums ändert. Die Er-

läuterungen und das Beispiel waren Bestandteil der Unterlage 34_09b der vergangenen Sit-

zung des IFRS-FA. 

 

Annahmen für das Beispiel 

2 Folgende Annahmen werden zugrunde gelegt: Der Fair Value der Zusage steigt bis zum 

Modifikationszeitpunkt. Die Modifikation selbst hat keinen Einfluss auf den Fair Value der Zusa-

ge, d.h. es entsteht kein incremental fair value. Nach der Modifikation ändert sich der Fair Value 

der Zusage nicht. 

3 Zu Beginn des Jahres 2014 gewährt das Unternehmen eine aktienbasierte Vergütung mit einem 

Fair Value at grant date von GE 500 für eine Dienstzeit von vier Jahren. Zu Beginn des Jahres 

2016 ändern sich die Bedingungen, sodass die SBP Transaktion als cash-settled zu klassifizie-

ren ist. Im Modifikationszeitpunkt beträgt der Fair Value beider Alternativen GE 600. Im Jahr 

2017 schätzt das Unternehmen, dass die Verbindlichkeit mit GE 600 zu erfüllen sein wird (Erfül-

lung im Jahr 2018). 

 
Bilanzierung bis zum Modifikationszeitpunkt 

4 Bis zum Ende des Jahres 2015 hat das Unternehmen aufwandswirksam eine Kapitalrücklage 

(im Folgenden „KRL“) i.H.v. GE 250 erfasst. Dies sind pro Jahr GE 125 (GE 500/4).  
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5 Zu Beginn des Jahres 2016 wird eine Verbindlichkeit von GE 75 zu Lasten der Kapitalrücklage 

bilanziert (2016 (1)). Der Betrag ergibt sich aus dem Fair Value der geänderten Zusage im Mo-

difikationszeitpunkt bezogen auf zwei bereits abgelaufene Perioden des gesamten 

Erdienungszeitraums von vier Jahren (GE 150 x 2/4). 

 

Bilanzierung im Modifikationszeitpunkt 

6 Im Modifikationszeitpunkt ist eine Verbindlichkeit zu erfassen, die auf dem Fair Value der 

geänderten Zusage und dem bereits abgelaufenen Erdienungszeitraum basiert  

(GE 300 = GE 600/4 x 2). In der Kommentarliteratur werden verschiedene Ansätze zur Gegen-

buchung favorisiert. So wird in Teilen vorgeschlagen, das Eigenkapital um den gesamten Be-

trag der neu erfassten Verbindlichkeit zu kürzen, auch wenn die im Zusammenhang mit der 

SBP Transaktion erfasste Kapitalrücklage nicht ausreichend ist (Ansatz 1). 

 

7 Es wird ferner die Ansicht vertreten, dass das Eigenkapital maximal um den bereits in der 

Kapitalrücklage erfassten Betrag aus der SBP Transaktion gekürzt werden darf (im Beispiel 

GE 250). Die Differenz wird sofort als Aufwand der Periode erfasst (Ansatz 2). 

 

8 Während diese beiden Ansätze in den jeweiligen Kommentierungen als alternativlos angesehen 

werden, existiert eine weitere Auslegung, nach der das Unternehmen ein Bilanzierungswahl-

recht bezüglich Ansatz 1 und Ansatz 2 hat. 

Jahr Aufwand Aufwand kum. KRL KRL kum. Verbindl. Verbindl. kum.

2014 125 125 125 125 0

2015 125 250 125 250 0

2016 (1) 0 250 -300 -50 300 300

2016 (2) 150 400 -50 150 450

2017 150 550 -50 150 600

Jahr Aufwand Aufwand kum. KRL KRL kum. Verbindl. Verbindl. kum.

2014 125 125 125 125 0

2015 125 250 125 250 0

2016 (1) 50 300 -250 0 300 300

2016 (2) 150 450 0 150 450

2017 150 600 0 150 600


